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2 9 1 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1966, mit dem weitere Überschreitungen der
Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1966 genehmigt werden (5. Budgetüberschreitungs-

gesetz 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Für verschiedene Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgabenansätze der
ordentlichen und außerordentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1966, BGBl.
Nr. 87, genehmigt:
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§ 2. Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist durch Ausgabenrückstellungen
beziehungsweise Mehreinnahmen bei den folgenden Ansätzen sicherzustellen:

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist unbeschadet der Befugnis der obersten Organe
zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

2 9 2 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1966, mit dem weitere Überschreitungen
der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1966 genehmigt werden (6. Budgetüber-

schreitungsgesetz 1966)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Für verschiedene Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgabenansätze der
ordentlichen und außerordentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1966, BGBl.
Nr. 87, genehmigt:
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§ 2. Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist durch Ausgabenrückstellungen.
bzw. Mehreinnahmen bei den folgenden Ansätzen sicherzustellen:
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§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe
zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

293. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 21. November
1966, mit der die Verordnung vom 3. De-
zember 1956, BGBl. Nr. 259, womit Vor-
schriften zum Schutze des Lebens und der
Gesundheit von Dienstnehmern bei Aus-
führung bestimmter Arbeiten erlassen wer-

den, neuerlich abgeändert wird

Auf Grund der §§ 74 a und 74 c der Gewerbe-
ordnung sowie des § 24 Abs. 1 des Arbeitsinspek-
tionsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 147, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Han-
del, Gewerbe und Industrie verordnet:

Im § 21 der Verordnung des Bundesministe-
riums für soziale Verwaltung vom 3. Dezember
1956, BGBl. Nr. 259, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 281/1964, womit Vorschriften
zum Schutze des Lebens und der Gesundheit von
Dienstnehmern bei Ausführung bestimmter Ar-
beiten erlassen werden, tritt an Stelle der Zeit-
angabe „31. Dezember 1966" die Zeitangabe
„31. Dezember 1968".

Rehor

294. Verordnung der Bundesregierung
vom 20. Dezember 1966, womit die
Sprengel der Bezirksgerichte Mistelbach und

Wolkersdorf geändert werden

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs-
gesetzes vom 1. Oktober 1920, in der Fassung des
BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925, wird mit Zu-

stimmung der niederösterreichischen Landes-
regierung verordnet:

§ 1. Die Ortsgemeinde Hornsburg im politi-
schen Bezirk Mistelbach wird aus dem Sprengel
des Bezirksgerichtes Mistelbach ausgeschieden und
dem Sprengel des Bezirksgerichtes Wolkersdorf
zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1967
in Kraft.

Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Toničić Kotzina

2 9 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. November 1966 über den Bei-
tritt Portugals zum Zollabkommen über den

internationalen Warentransport mit
Carnets TIR (TIR-Abkommen)

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Portugal am 6. Juni 1966
seine Beitrittsurkunde zum Zollabkommen über
den internationalen Warentransport mit Carnets
TIR (TIR-Abkommen) samt Unterzeichnungs-
protokoll, BGBl. Nr. 92/1960 in der Fassung der
Kundmachung BGBl. Nr. 69/1964 (letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 188/1966), hinterlegt.

Das Abkommen ist für Portugal am 4. Sep-
tember 1966 in Kraft getreten.

Klaus
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2 9 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 22. November 1966, betreffend die
Änderung 2 (Änderungen der Anlagen 3 und 6) des Zollabkommens über den inter-

nationalen Warentransport mit Carnets TIR (TIR-Abkommen)

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen sind die Anlage 3 (Vorschriften
über die technischen Bedingungen für Straßenfahrzeuge, die für den internationalen Warentransport
unter Zollverschluß zugelassen werden können) und die Anlage 6 (Vorschriften über die technischen
Bedingungen für Behälter, die für den internationalen Warentransport mit Straßenfahrzeugen unter
Zollverschluß zugelassen werden können) des Zollabkommens über den internationalen Waren-
transport mit Carnets TIR (TIR-Abkommen), BGBl. Nr. 92/1960 in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 69/1964, gemäß dessen Artikel 47 Absatz 4 mit Wirkung vom 1. Juli 1966 wie folgt
geändert worden:

(Übersetzung)

Anlage 3: Vorschriften über
die technischen Bedingungen
für Straßenfahrzeuge, die
für den internationalen
Warentransport unter Zoll-
verschluß zugelassen werden

können

1. Der Wortlaut des Artikels 2
Absatz 2 wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

„2. Werden zur Verbindung
der einzelnen Teile Nieten ver-
wendet, so können diese von
innen oder von außen ange-
bracht sein; Nieten, die zur Ver-
bindung der wesentlichen Teile
der Wände, des Bodens und des
Daches verwendet werden, müs-
sen durch die verbundenen Teile
hindurchgehen. Werden keine
Nieten verwendet, so müssen
diejenigen Bolzen oder sonstigen
Verbindungsteile, die zur Be-
festigung der wesentlichen Teile
der Wände, des Bodens und des
Daches dienen, von außen ange-
bracht sein, ins Innere durch-
gehen und dort zufriedenstel-
lend mit Schraubenmuttern ver-
sehen, vernietet oder ver-
schweißt sein; die übrigen Bol-
zen und Verbindungsteile kön-
nen auch von innen angebracht
sein, sofern die Schraubenmutter
an der Außenseite zufriedenstel-
lend verschweißt und nicht mit
einer undurchsichtigen Masse
überzogen ist. Metallplatten
oder Metalltafeln können auch
dadurch verbunden werden, daß
ihre Ränder nach innen gebogen
oder gefalzt und

— entweder durch Nieten, Bol-
zen oder andere Verbin-
dungsteile verbunden wer-
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den, die durch die gebogenen
oder gefalzten Ränder und
gegebenenfalls durch die
diese Ränder zusammen-
haltende Vorrichtung hin-
durchgehen,

— oder durch Metalleisten ver-
bunden werden, die unter
Druck gleichzeitig mit den
zu verbindenden Elementen
klammerförmig gebogen
worden sind und auf diese
Weise eine dauerhafte Ver-
bindung der gebogenen Rän-
der gewährleisten (siehe
Zeichnung in der Anlage)."

2. Der Wortlaut des Artikels 5
Absatz 2 wird durch folgenden
Wortlaut ersetzt:

„2. Die Schutzdecke muß ent-
weder aus starkem Segeltuch
oder aus nicht dehnbarem, ge-
nügend widerstandsfähigem
kunststoff- oder kautschuk-
beschichtetem Gewebe von nicht
dunkler Farbe bestehen. Sie
muß entweder aus einem Stück
oder aus ganzen Bahnen gefer-
tigt sein. Sie muß in gutem Zu-
stand und so hergerichtet sein,
daß nach Anlegen der Ver-
schlußvorrichtung ein Zugang
zur Ladung ohne Hinterlassung
sichtbarer Spuren nicht möglich
ist."

3. Der Wortlaut des Artikels 5
Absatz 12 dritter Satz wird
durch folgenden Wortlaut er-
setzt:
„Die Befestigungsmittel müssen
entweder die in Absatz 8 vor-
gesehenen sein oder — unter der
Voraussetzung, daß sie minde-
stens 20 mm breit und 3 mm
dick sind — Riemen aus Leder
oder aus nicht dehnbarem kaut-
schukbeschichtetem Gewebe."

Anlage 6: Vorschriften über
die technischen Bedingungen
für Behälter, die für den
internationalen Warentrans-
port mit Straßenfahrzeugen
unter Zollverschluß zugelas-

sen werden können

4. Folgender Artikel 5 a wird
eingefügt:
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„Behälter mit Schutzdecken, die
als Laderaum eines Straßenfahr-

zeuges dienen

Wenn ein als Laderaum eines
Straßenfahrzeuges bestimmter
Behälter nicht wie die anderen
in dieser Anlage vorgesehenen
Behälter geschlossen, sondern
offen und mit einer Schutzdecke
versehen ist, so kann er für den
internationalen Warentransport
mit Straßenfahrzeugen unter
Zollverschluß zugelassen wer-
den, sofern er den Vorschriften
des Artikels 5 der Anlage 3 und
den einschlägigen Vorschriften
dieser Anlage entspricht und so-
fern die Aufschriften und das
Verschlußanerkenntnis, die in
Artikel 1 Absatz 1 und 4 dieser
Anlage vorgeschrieben sind,
sichtbar bleiben, wenn der Be-
hälter mit einer Schutzdecke ver-
sehen ist und sich auf dem Stra-
ßenfahrzeug befindet."
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2 9 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 20. Dezember 1966, womit der Beschluß
Nr. 21/1966 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung der
Regel 8 des Anhanges B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 255/1966)

und Abänderung oder Aufhebung gewisser Beschlüsse des Rates verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 21/66
3 Anlagen

BESCHLUSS DES RATES Nr. 21/1966

(In der 37. Sitzung am 19. Oktober 1966
gefaßt)

ABÄNDERUNG DER REGEL 8 DES ANHAN-
GES B DES ÜBEREINKOMMENS UND AB-
ÄNDERUNG ODER AUFHEBUNG GEWIS-

SER BESCHLÜSSE DES RATES

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 und auf Ar-

tikel 7 Absatz 4 des Übereinkommens,

gestützt auf die Beschlüsse des Rates Nr. 6/1966
und Nr. 17/1966,

BESCHLOSSEN:

1. Die Abänderung der Regel 8 des Anhanges B
des Übereinkommens, vorgenommen mit Be-
schluß des Rates Nr. 6/1966, wird aufgehoben.
Der Text dieser Regel hat wie in Anlage I zu
diesem Beschluß zu lauten.

2. Die Beschlüsse des Rates Nr. 4/1960, Nr. 19/
1961 und Nr. 14/1962 werden hiemit aufgehoben.

3. Die Beschlüsse des Rates Nr. 21/1961 und
Nr. 3/1963 bleiben weiter in Kraft und zwar mit
den in Anlagen II und III zu diesem Beschluß an-
geführten Texten.

4. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1966
in Kraft.

5. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage I zu
EFTA/DC 21/66

TEXT DER REGEL 8 DES ANHANGES B DES
ÜBEREINKOMMENS

„Regel 8 Urkundlicher Nachweis

1. Der vorgebrachte Anspruch auf Gewährung
der Zollbehandlung der Zone ist durch entspre-
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chenden urkundlichen Nachweis hinsichtlich Ur-
sprung, Versand und Zollrückvergütung zu be-
legen. Der urkundliche Nachweis besteht aus
einer Erklärung oder einem Zeugnis; diese müssen
die Form haben und so ausgefertigt sein, wie es
in der Beilage IV zu diesem Anhang vorgeschrie-
ben ist.

2. Der Exporteur hat die Wahl zwischen einer
Erklärung und einem Zeugnis. Doch können die
Behörden des ausführenden Mitgliedstaates für
gewisse Kategorien von Waren verlangen, daß
der Nachweis in Form eines Zeugnisses erbracht
wird. Ein Mitgliedstaat kann verlangen, daß in
seinem Gebiet gegebene urkundliche Nachweise
hinsichtlich Zollrückvergütung von seinen Behör-
den bestätigt sein müssen; er hat seine Absicht,
eine solche Bestätigung vorzuschreiben, den ande-
ren Mitgliedstaaten mindestens 30 Tage vor dem
Inkrafttreten dieses Erfordernisses zu notifizieren.
Hat ein Mitgliedstaat eine solche Vorschrift
erlassen, können andere Mitgliedstaaten die
Annahme von urkundlichen Nachweisen, die
nicht gemäß der Vorschrift des ausführenden
Mitgliedstaates bestätigt worden sind, verweigern.

3. Der Ausdruck ,Wiederausfuhren' in Regel 12
und in Beilage IV zu diesem Anhang bezieht sich
auf Waren, die im ausführenden Mitgliedstaat
keinem Produktionsvorgang (wie er in der Re-
gel 1 Abs. 6 bestimmt ist) unterzogen worden
sind.

4. Jede Behörde eines Mitgliedstaates und jede
von diesem ernannte ermächtigte Stelle, die mit
der Ausstellung von Zeugnissen betraut wird,
ist den anderen Mitgliedstaaten zu notifizieren.
Diese Behörden oder ermächtigten Stellen haben
sich von der Richtigkeit der von ihnen entgegen-
genommenen Nachweise zu überzeugen und, falls
erforderlich, zusätzliche Auskünfte zu verlangen
sowie die geeigneten Kontrollen vorzunehmen.
Wenn die Behörden der einführenden Mitglied-
staaten es verlangen, wird ihnen der Erzeuger der
Waren vertraulich bekannt gegeben.

5. Die Ernennung einer ermächtigten Stelle
kann vom ausführenden Mitgliedstaat nötigen-
falls widerrufen werden. Jeder Mitgliedstaat hat
hinsichtlich seiner Einfuhren das Recht, Zeugnisse
irgendeiner ermächtigten Stelle zurückzuweisen,
die nachweislich wiederholt Zeugnisse in unzu-
lässiger Weise ausgefertigt hat; eine solche Maß-
nahme darf jedoch nicht ergriffen werden, ohne
daß dem ausführenden Mitgliedstaat die Gründe
der Beanstandung vorher entsprechend notifiziert
worden wären.

6. In Fällen, in denen die betreffenden Mitglied-
staaten anerkennen, daß es für den Erzeuger
untunlich ist, eine in Beilage IV zu diesem An-
hang angeführte Erklärung auszufertigen, kann
der Exporteur im Mitgliedstaat, in dem der letzte
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Produktionsvorgang vorgenommen wurde, diese
Erklärung in der Form abgeben, wie dies von den
betreffenden Mitgliedstaaten für diesen Zweck
vorgeschrieben wird.

7. Der Rat kann für gewisse Kategorien von
Waren oder von Transaktionen weitere oder
anders lautende Bestimmungen über den Nach-
weis hinsichtlich Ursprung, Versand oder Zoll-
rückvergütung beschließen."
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EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage II zu
EFTA/DC 21/66

TEXT DES BESCHLUSSES DES RATES
Nr. 21/1961

BESCHLUSS DES RATES Nr. 21/1961

(In der 33. Sitzung am 2. November 1961
gefaßt)

URSPRUNGSNACHWEIS FÜR SENDUNGEN
GERINGEN WERTES

DER RAT hat,
gestützt auf Anhang B Regel 8 Absatz 6 des

Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Für Warensendungen, deren Wert nicht die
im folgenden Absatz 3 angeführte Wertgrenze
übersteigt und die nicht zu Handelszwecken, son-
dern zum persönlichen Gebrauch eingeführt wer-
den, ist auf die Vorlage des in Regel 8 Absatz 1
des Anhanges B zum Übereinkommen verlangten
urkundlichen Ursprungsnachweises zu verzichten,
vorausgesetzt, daß

a) die Waren im Gebiete eines Mitgliedstaates
erworben worden sind und im Reisenden-
verkehr eingeführt werden, oder daß

b) die Waren von einer Privatperson im Ge-
biete eines Mitgliedstaates an eine Privat-
person im Gebiete eines anderen Mitglied-
staates versandt werden.

2. Für alle übrigen nicht durch vorstehenden
Absatz 1 erfaßten Warensendungen, die aus-
schließlich aus Zonenwaren bestehen und vom.
Gebiet eines Mitgliedstaates aus versandt werden
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und deren Wert nicht die im folgenden Absatz 3
genannte Wertgrenze übersteigt, genügt eine vom
Exporteur unterzeichnete Erklärung an Stelle des
in Regel 8 Absatz 1 des Anhanges B des Überein-
kommens verlangten Ursprungsnachweises. Diese
Erklärung, womit der Zonenursprung gemäß
den Bestimmungen des Übereinkommens belegt
werden soll, ist auf der Rechnung mit den folgen-
den Worten abzugeben (oder in der entsprechen-
den offiziellen Übersetzung): „Alle oben ange-
führten Waren haben EFTA-Ursprung."
3. Die Wertgrenze, auf die in den Absätzen 1
und 2 Bezug genommen wird, ist der Ausfuhr-
wert franko Grenze (fob-Wert) der Sendung im
Ausfuhrland, der den Gegenwert des im folgen-
den angegebenen Betrages nicht übersteigt, näm-
lich:

4. Die Behörden des einführenden Mitglied-
staates sind berechtigt, in Zweifelsfällen die Vor-
lage zusätzlicher Ursprungsnachweise zu verlan-
gen.

5. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1962 in
Kraft.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage III zu
EFTA/DC 21/66

TEXT DES BESCHLUSSES DES RATES
Nr. 3/1963

BESCHLUSS DES RATES Nr . 3/1963

(In der 6. Sitzung am 22. Februar 1963 gefaßt)

ZOLLBEHANDLUNG DER ZONE FÜR
WAREN MIT ZONENURSPRUNG, DIE VON
EINER AUSSTELLUNG JN EINEM NICHT-
ZONENLAND NACH EINEM MITGLIED-

STAAT VERSANDT WERDEN

DER RAT hat,
gestützt auf Regel 8 Absatz 6 des Anhanges B

zum Übereinkommen,
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BESCHLOSSEN:

1. Waren, denen gemäß Artikel 4 Absatz 1 des
Übereinkommens Zonenursprung zukommt und
die von einer in einem Nicht-Zonenland durch-
geführten Ausstellung nach einem Mitgliedstaat
versandt werden, wird die Zollbehandlung der
Zone gewährt, wenn den Zollbehörden im ein-
führenden Mitgliedstaat glaubhaft nachgewiesen
wird, daß diese Waren:

a) von einem Exporteur aus dem Gebiet eines
Mitgliedstaates zur Ausstellung versandt
und dort ausgestellt worden sind;

b) von , diesem Exporteur an jemanden im
einführenden Mitgliedstaat verkauft oder
in anderer Weise zur Verfügung gestellt
worden sind;

c) während der Ausstellung oder unmittelbar
nachher von der Ausstellung in den ein-
führenden Mitgliedstaat versandt worden
sind und sich bei ihrer Einfuhr im selben
Zustand wie bei ihrem Versand zur Aus-
stellung befinden und

d) seit ihrem Versand nicht in anderer Weise
als durch Vorführen bei der Ausstellung
verwendet worden sind.

2. Der urkundliche Nachweis für die Waren ist
mittels Formulars 1, 2 öder 3, die in der üblichen
Weise anzufertigen sind, zu erbringen; zusätz-
lich sind in der Rubrik „Empfänger" die Bezeich-
nung und die Adresse der Ausstellung anzugeben.

3. Der Ausdruck „Ausstellung" im Absatz 1
bedeutet: Ausstellungen, Messen, Fachmessen und
ähnliche Leistungsschauen des Handels, der Indu-
strie, der Landwirtschaft oder des Handwerks;
ausgenommen davon sind Ausstellungen privater
Natur, die in Verkaufsstellen oder Geschäfts-
räumen zum Verkauf ausländischer Waren durch-
geführt werden.

4. Dieser Beschluß tritt am 1. Mai 1963 in Kraft.

5. Die Zollbehandlung der Zone ist für Waren,
auf die sich dieser Beschluß erstreckt, nicht aus
dem Grund zu verweigern, daß eine Zollrückver-
gütung (wie sie im Text des am 31. Dezember
1966 in Kraft tretenden Artikels 7 des Überein-
kommens bestimmt ist) in Anspruch genommen
worden ist, welche die Zollbehandlung der Zone
ausschließt, vorausgesetzt, daß eine solche Zoll-
rückvergütung zurückgezahlt oder sonst unwirk-
sam gemacht wurde.

Klaus
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2 9 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 1966, womit der Be-
schluß Nr. 22/1966 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung
der Beilage II zu Anhang B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Frei-
handelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 297/

1966) verlautbart wird
(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 22/66
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 22/1966

(In der 40. Sitzung am 17. November 1966
gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE II ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens,
BESCHLOSSEN:

1. Die Beilage II zu Anhang B des Überein-
kommens wird mit Wirkung vom 31. Dezem-
ber 1966 gemäß der Anlage zu diesem Beschluß
abgeändert.
2. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 22/66

ABÄNDERUNG DER BEILAGE II ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

Nach Position ex 59.17 „Seidenbeuteltuch und
Siebtücher" ist mit Wirkung vom 31. Dezem-
ber 1966 folgendes neu einzufügen:

Klaus
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2 9 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 1966, womit der Be-
schluß Nr. 23/1966 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung
des Anhanges B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 298/1966)

— Zollrückvergütung und wiederausgeführte Waren — verlautbart wird

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 23/66

BESCHLUSS DES RATES Nr. 23/1966

(In der 40. Sitzung am 17. November 1966
gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGES B DES
ÜBEREINKOMMENS

ZOLLRÜCKVERGÜTUNG UND WIEDER-
AUSGEFÜHRTE WAREN

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 7

Absatz 4 des Übereinkommens,

gestützt auf die Beschlüsse des Rates Nr. 6/
1966, Nr. 7/1966, Nr. 15/1966 und Nr. 18/1966,

BESCHLOSSEN:
1. Der englische Text des Anhanges B des
Übereinkommens ist durch Hinzufügung des
nachstehenden neuen Absatzes 4 zur Regel 12
abzuändern, welche gemäß Beschluß des Rates
Nr. 6/1966 am 31. Dezember 1966 in Kraft tritt:

„4. Eine Zollrückvergütung, die im Zusam-
menhang mit einer vor dem 31. Dezember
1966 erfolgten Ausfuhr von Waren aus dem
Gebiet eines Mitgliedstaates in Anspruch ge-
nommen wird, schließt die Zollbehandlung der
Zone für solche Waren nicht aus, wenn sie in
der Folge aus dem Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates wiederausgeführt werden. Diese
Ausnahme tritt am 31. Dezember 1968 außer
Kraft."

2. Der französische Text des Anhanges B des
Übereinkommens ist durch Hinzufügung des
nachstehenden neuen Absatzes 4 zur Regel 12
abzuändern, welche gemäß Beschluß des Rates
Nr. 15/1966 am 31. Dezember 1966 in Kraft
tritt :

(Übersetzung wie in Absatz 1.)
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3. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1966
in Kraft.

4. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus

3 0 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 1966, womit der Beschluß
Nr. 13/1966 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation
und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 258/1966), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 13/66

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN
RATES Nr. 13/1966

(In der 34. Sitzung am 19. Oktober 1966
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 und Artikel 7
Absatz 4 des EFTA-Übereinkommens,

gestützt auf die Beschlüsse des Gemeinsamen
Rates Nr. 3/1966, Nr. 4/1966, Nr. 8/1966 und
Nr. 10/1966,

gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 21/
1966 1),

gestützt auf Artikel 2 und Artikel 6 Absatz 6
des Assoziierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die Abänderung der Regel 8 des Anhanges B
des EFTA-Übereinkommens, angenommen mit
Beschluß des Gemeinsamen Rates Nr. 3/1966,
wird hiemit aufgehoben. Für die Beziehungen
zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens hat der Text
dieser Regel wie in der Anlage I zum Beschluß
des Rates Nr. 21/1966 zu lauten, der die Anlage
zu diesem Beschluß bildet 1).

2. Die Beschlüsse des Gemeinsamen Rates
Nr. 2/1961, Nr. 16/1961 und Nr. 7/1962 werden
hiemit aufgehoben.

1) Der die Anlage zum vorliegenden Beschluß des
Gemeinsamen Rates bildende Beschluß Nr. 21/1966
des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation ist
unter BGBl. Nr. 297/1966 verlautbart.
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3. Die Beschlüsse des Gemeinsamen Rates
Nr. 17/1961 und Nr. 2/1963 bleiben weiter in
Kraft, wobei jedoch ihre Anlagen 1) wie die An-
lagen II und III zum Beschluß des Rates Nr. 21/
1966 zu lauten haben. In Absatz 3 des Beschlus-
ses des Gemeinsamen Rates Nr. 17/1961 ist an
Stelle des Betrages von „25.000 Finnische Mark"
der Betrag von „250 Finnische Mark" zu setzen.

4. Für die Beziehungen zwischen Finnland und
den anderen Parteien des Assoziierungs-Über-
einkommens ist Regel 12 Absatz 1 lit. b des An-
hanges B im französischen Text des EFTA-Über-
einkommens (wie diesbezüglich durch Beschluß
des Gemeinsamen Rates Nr. 8/1966 bestimmt)
mit dem Zusatz anzuwenden: „en Finlande . . .
250 markkas finlandais".

5. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 21/1966 anzuwenden.
6. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1966
in Kraft.

7. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Beschlus-
ses bei der Regierung Schwedens hinterlegen.

1) Der die Anlage zum Beschluß des Gemeinsamen
Rates Nr. 17/1961 (verlautbart unter BGBl. Nr. 44/
1962) bildende Beschluß Nr. 21/1961 des Rates der
Europäischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 31/1962 verlautbart worden.

Der die Anlage zum Beschluß des Gemeinsamen
Rates Nr. 2/1963 (verlautbart unter BGBl. Nr. 102/
1963) bildende Beschluß Nr. 3/1963 des Rates der
Europäischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 101/1963 verlautbart worden.

Klaus

3 0 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 1966, womit der Be-
schluß Nr. 14/1966 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 22/1966
des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens
zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der

Kundmachung BGBl. Nr. 300/1966), verlautbart wird

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 14/66

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 14/1966

(In der 38. Sitzung am 17. November 1966
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des EFTA-
Übereinkommens,
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gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 22/1966 1) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des
Assoziierungs-Übereinkommens dort, wo der
Zusammenhang, dies erfordert, sinngemäß auf
den Ratsbeschluß Nr. 22/1966 anzuwenden.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß Nr. 22/1966 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 298/1966 verlautbart.

Klaus

3 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 1966, womit der Be-
schluß Nr. 15/1966 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 23/1966
des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens
zur Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Frei-
handelsassoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der

Kundmachung BGBl. Nr. 301/1966), verlautbart wird

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 15/66

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 15/1966

(In der 38. Sitzung am 17. November 1966
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 und auf

Artikel 7 Absatz 4 des EFTA-Übereinkommens,

gestützt auf die Beschlüsse des Gemeinsamen
Rates Nr. 3/1966, Nr. 5/1966, Nr. 8/1966 und
Nr. 11/1966,

gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 23/
1966 1),

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

1) Der Beschluß Nr. 23/1966 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 299/1966 verlautbart.
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BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 23/1966 1) ist auch für
Finnland bindend und auf. die Beziehungen
zwischen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des
Assoziierungs-Übereinkommens dort, wo der
Zusammenhang dies erfordert, sinngemäß auf
den Ratsbeschluß Nr. 23/1966 anzuwenden.

3. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

4. Dieser Beschluß tritt am 31. Dezember 1966
in Kraft.

1) Der Beschluß Nr. 23/1966 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 299/1966 verlautbart.

Klaus


